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IX. Jahrgang. Nr. 8. 


Oeſterreichiſ ehe 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 
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Snferate werden billigſt berechnet. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei. 


Ju h ü lit. 

Zum Streite: Das abgeworfene Hirſchgewe ih im Rechts leben. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Beſorgung des Opferſammelns für die Kirche Seitens der Gemeindegenoſſen 
iſt als „Leiſtung für Cultuszwecke“ im Sinne des $ 55 des Geſetzes vom 


7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50 anzuſehen und es hat daher bei Streitig⸗ 


keiten darüber nicht die Gemeinde, fondern die politiſche Behörde zu ent⸗ 
ſcheiden. 

Betreffend die Behörden⸗Competenz zur Erthetlung der Bewilligung für den 
Hauſirhandel in dem Grenzbezirke. 

Ein in Genäßheit des § 30 des Geſetzes vom 15. März 1864 (Nr. 4 Landes⸗ 


geſetzblatt für Mähren) vom Gemeindeausſchuſſe gegen einen zur Rechnungs⸗ 


legung verpflichteten Gemeindebeamten gefälltes Erſatzerkenntniß begründet 
keinen ſelbſtſtändigen Rechtstitel und befreit die Gemeinde nicht von der 
Durchführung eines förmlichen Rechnungsproceſſes. (88 100, 112 a. G. O.) 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Mack dem Herren Dr. Adler haarſcharſ bewieſen hat, daß der Grund⸗ 
eigenthümer - kein Recht auf das auf feinem Grund und Boden ge 
fundene Hirſchgeweih beſitzt, und Dr. Adler dem Dr. Mack über⸗ 
zeugend dargethan hat, daß der Finder als ſolcher noch weniger mit 
ſeinen Anſprüchen auftreten darf, mich ruhig aus der Affaire ziehen, 
allein in unſeren parlamentariſchen Zeiten muß der Referent — als 
welcher ich aunzuſehen bin — das Schlußwort haben. 


Und da betone ich denn, daß mau ſich oft ſehr hüten muß, 
römiſch⸗rechtliche Principien auf heutige Nechtsinftitute ſpielen zu laſſen. 
Zahlreiche Erſcheinungen unſeres modernen Rechtslebens ſind aus dem 
römiſchen Rechte nicht conſtruirbar. Andere Völker, andere Zeiten ha— 


— 


Zum Streite: Das abgeworfene Hirſchgeweih im 
Rechtsleben *). 


Die Jagd⸗Zeitung, welche die von den Herren Dr. Adler und 
Dr. Mack gebrachten Entgegnungen in der Hirſchgeweih⸗Polemik aus 
dieſer Zeitſchrift abgedruckt hat, bringt nunmehr (in Nr. 3, Jahrgang 
1876) ein Schlußwort des Herrn Baron Exterde, welches wir 
hiermit gleichfalls unſerem Leſerkreiſe vorlegen: 

„Mein unter oben ſtehendem Titel in der Jagdzeitung Nr. 20 
ex 1875 veröffentlichter Aufſatz hat lebhaftes Intereſſe ſowohl bei 
Juriſten, als bei Waidmännern hervorgerufen; bei Juri⸗ 
ſten, da ſich ein wohlbeſtallter Hof- und Gerichts⸗Advocat (Dr. Mad) 
getrieben fühlte, eine Satzſchrift pro paupere ) zu ſchreiben, bei Waid⸗ 
männern, indem dieſé mir zahlreiche Vorgänge aus dem praktiſchen 
Leben mittheilten, bei denen die Jagdberechtigten ein abgeworfenes und 
von einem Dritten gefundenes Hirſchgeweih mit Erfolg in Anſpruch 
nahmen. . 

Ein Waidmann bemerkte bei dieſem Anlaſſe außerdem noch 
Folgendes: „Es iſt doch wohl natürlich ), daß der Jagdberechtigte 
das erhält, was ihm oft die Jagd ſo werth macht: Geweih und 
Krickeln. Zahle ich dafür den Jagdpachtzins an den Grundeigenthümer, 
daß er oder gar ein Dritter die Nutzungen des Wildes zieht? Ich 
zahle den Wildſchaden, lege dem Hirſch Salz — und ein Anderer 
nagelt fein Gehörn an died Wand, — das mag ich nicht verſtehen.“ 

Ich meinerſeits könnte mich eigentlich jetzt, nachdem Herr Dr. 


*) Man vergl. die bezüglichen Erörterungen in den Nru. 46, 48, 50 und 51 
des Jahrg. 1875 und in Nr. 1, S. 4 des lauf. Jahrgangs dieſer Zeit⸗ 
ſchrift. 

1) Für den armen Finder. 5 

) Es ſei erlaubt, auf die bei juridiſchen Controverſen und Deductionen ſo 
oft ins Feld geführte „natürliche Rechtsanſchnuung“, als Entſcheidungsmotiv, 
zu verweiſen. 


ben anderes Recht erzeugt, und es geht nicht immer an, römiſches 
Recht in den Fluß des Rechtslebens fremder Nationen zu leiten. Frei⸗ 
lich iſt es für einen Romaniſten bitter, mit den ihm anerzogenen Ge⸗ 
danken vor Rechtsverhältniſſen uuſerer Länder ftehen bleiben zu muͤſſen 
und ſie nicht begreifen, das heißt römiſch rechtlich auffaſſen zu können! 
Wenn z. B. gegenwärtig Papinianus wieder aufſtäude und Dr. 
Mack ihm gelegentlich eines Spazierganges im Prater ſagte: „Lieber 
Collega, die Gebäude, welche Du da vor Dir ſiehſt (Praterhütten), 
| find bewegliche Sachen )!“ Was würde Papinianus ausrufen? 
Wahrſcheinlich: „O, Ihr Unſterblichen, führt mich in den Tartarus 
zurück!“ Ja, der hitzigere Celſus möchte vielleicht gar in die Worte 
ausbrechen: „Götter, gebt mir dieſen Mendax preis!“ 
| Unſer öſterreichiſches Jagdrecht iſt großen Theils unrömiſch. 
Insbeſondere wird man von dem Eigenthumserwerbe jagdbarer Thiere 
durch oceupatio abſehen müſſen. Der § 23 der Miniſterial⸗Verord⸗ 
nung v. 15. December 1852, L. G. B. für Niederöſterreich Nr. 47, 
ſpricht von „fremdem“ Wilde. Alſo muß es doch irgendeiner im 
Eigenthum haben. Derſelbe Paragraph normirt: „Fremdes Wild zu 
fangen oder zu ſchießen, iſt, wie die Entfremdung jedes anderen Eigen⸗ 
thumes, Diebſtahl“. Eine Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 
4. Auguſt 1851 ſtatuirt, daß das, wenngleich im eigenen Jagd-Reviere 
angeſchoſſene Wild durch die Flucht in fremdes Jagdrevier eine fremde. 
Sache werde ). Eine andere Entſcheidung desſelben Gerichtes lautet: 
„Wenn der einzelne Grundeigenthümer in einer Gemeinde, welcher 
nicht Pächter der Gemeindejagd iſt, in derſelben, ſei es auch auf ſeinem 
eigenen Grunde, ein Wild erlegt und ſich zueignet, ſo entzieht er eine 
den einzelnen Gemeindegliedern gegenüber fremde Sache aus. dem 
gemeinſamen Beſitze“. (E. v. 29. Dec. 1852.) Bemerkenswerth iſt 
endlich die Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 8. Juli 1852, 
wornach das von einem Dritten erlegte Wild, ſo lauge es in dem 
Jagdreviere iſt, als in dem Beſitze der Jagdinhabung befindlich ange⸗ 
ſehen werden muß und die Entziehung desſelben aus dem Beſitze der 
Jagdinhabung erſt dadurch verwirklicht und der Diebſtahl erſt dann 


ö 


%) Bekanntlich find die Praterhütten bewegliche Sachen. Vergl. Verordnung 
des k. k. Juſtiz⸗Miniſteriums vom 7. Jänner 1854, R. G. Bl. Nr. 10. 

3) Vgl. Herbſt, Handbuch des öſterreichiſchen Straſrechtes, J. Band, Erörterungen 
zu § 171. 


vollbracht iſt, wenn das erlegte Wild aus dem Jagdreviere gefchafft und | ſelben verzeichnet, welche ſeit Jahren 


jo der Dispoſition des Beſitzers der Jagdbarkeit entzogen wird. Dieſe 
Entſcheidungen ſind unrömiſch, ſo wie die Quelle unrömiſch iſt, aus 
welcher fie ihr Leben ſaugen, — die Jagd- und Wildſchützen⸗Ordnung vom 
28. Februar 1786. Dieſes Geſetz gilt noch zur Stunde, denn es iſt 
weder ausdrücklich abgeſchafft, noch in desuetudinem gerathen, es wird 
— wie Solches die Entſcheidungen des Miniſteriums des Innern und 
des Ackerbaues darthun — täglich applicirt, und Stubenrauch und 
Herbſt, Erſterer der Commentator des bürgerlichen Geſetzbuches, Letzterer 
des Strafgeſetzes, citiren es wiederholt als in Kraft ſeiend. Das allge⸗ 
meine bürgerliche Geſetzbuch hat das in Frage befangene Geſetz gar 
nicht beſeitigen wollen, noch es, als ein Stück juris publici, beſeitigen 
können *). Dieſe Jagd- und Wildſchützen⸗Ordnung aber gebraucht geradezu 
das. Wörtchen: „Eigenthum“ am Wild, ein Eigenthum, welches gleich 
ſein ſoll dem am zahmen Vieh. Schließlich ſei erwähnt, daß der § 19 
des mir vorliegenden, mit öſterreichiſchen-Rechtsanſchauungen durchtränk⸗ 
ten croatiſchen Jagdgeſetzes (Allerhöchſt ſanctionirt am 29. Decem⸗ 
ber 1870) mit einer Deutlichkeit, welche nichts zu wünſchen übrig läßt, 
normirt: „Der Jagdberechtigte iſt als Eigenthümer des in ſeinem 
Jagdrevier befindlichen Wildes zu betrachten“. 

Man wird daher — und das iſt der Gewinn für's Recht aus 
der ganzen Polemik — kühn den Schritt wagen und ſagen müſſen: 
„Der Jagdberechtigte hat das Eigenthum an den jagdbaren Thieren 
ſeines Jagdreviers“. Es iſt dies eine befondere Art des Eigenthums, 
— aber es iſt ſo, trotz allen Sträubens. Ich ſagte „jagdbare“ Thiere 5) 
und meine nicht jene herrenloſen Thiere, welche kein Object des Jagd⸗ 
rechtes bilden und nicht jene von Vielen als freiſtehende Sachen betrach⸗ 
teten Thiere, die in der Geſetzgebung als gemeinſchädlich und ausrottungs⸗ 
würdig bezeichnet werden, z. B. Raubthiere, Schwarzwild. 

Daß übrigens von gewiegten Juriſten auch Raubwild als im 
Eigenthum des Jagdberechtigten befindlich gehalten wird, habe ich wohl 
kaum nöthig hervorzuheben. Dieſe Juriſten lehnen ſich unter Anderem 
auf den im Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für Krain, Abth. II, 
8. 18 ex 1855, publicirten Erlaß der Landesregierung von Krain, 
welcher wörtlich lautet wie nachſteht: „Aus Anlaß eines vorgekommenen 
Falles findet man den Bezirksämtern zur Darnachachtung zu eröffnen, 
daß die Tödtung eines Raubthieres für Denjenigen, der dasſelbe erlegt 
zu haben vorfchriftsmäßig ausweiſet, nur den Anſpruch auf den Bezug 
der Taglia, nicht aber den weiteren auf das erlegte Thier ſelbſt be⸗ 
gründet, da dieſes letztere im Eigenthume Desjenigen verbleibt, in deſſen 
eigenthümlichem oder gepachtetem Jagdreviere dasſelbe erlegt worden iſt.“ 

Wenn nun wenigſtens ein Eigenthum an jagdbaren Thieren als 
in unſerem Rechte beſtehend angenommen werden muß, ſo frage ich, 
wer es ernſtlich in Abrede ſtellt, daß das Geweih des Jagdthieres 
Hirſch, wenn es abgeworfen wird, ins Eigenthum Desjenigen fällt, 
der Eigenthümer des Hirſches iſt. Denn das Geweih als organiſches 
Erzeugniß des Hirſches gehört ſeiner Beſtimmung nach zu den natürlichen 
Früchten fructus naturales — einer Sache. 

Natürliche Früchte einer Sache aber, organiſche Erzeugniſſe eines 
Thieres werden ohne Beſtitzergreifung (Zueignung) im Augenblicke der 
Separation (Moment des Abwerfens des Geweihes) vom Eigenthümer 
der erzeugenden Sache erworben.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Beſorgung des Opferſammelns für die Kirche Seitens der Ge⸗ 

meindegenoſſen iſt als „Leiſtung für 1 im Sinne des 

$ 55 des Geſetzes vom 2. Mai 18 7, R. G. Bl. Nr. 50 anzuſehen 

und es hat daher bei Streitigkeiten darüber nicht die Gemeinde, 
ſondern die politiſche Behörde zu entſcheiden. 


Laut Auszuges aus dem Kirchenbuche der Curatie W. ſind 52 
Gutsbeſitzer (darunter Johaun T. als Beſitzer des Voglergutes) in dem⸗ 


) Gegen die Behauptung dieſes Satzes müſſen wir doch im Intereſſe unſeres 
Leſerpublieums Verwahrung einlegen. Was ein Geſetzbuch will, das liest man 
aus ſeinem Inhalte heraus, was ein Geſetz thun kann, hängt lediglich 
von den Regeln menſchlicher Vermunft ab. Schulbegriffe, etwa von jus publi- 
cum, können aber ſtcherlich weder für den Willen, noch für die Macht des 
Geſetzgebers Schranken bilden und am allerwenigſten dann, wenn das Ge⸗ 
ſetz ſchon gegeben iſt. Den. d. Red. d. Zeitſchr. f. Verwaltung. 

) Häufig wird der Begriff Jagdthiere, jagdbare Thiere auch im Gegenſatze zu 
„Hausthieren“ gebraucht. An dieſen Gegenſatz darf man ſelbſtverſtändlich 
in der obigen Auseinanderſetzung nicht denken. . 


in einer beſtimmten Reihenfolge 
in der Kirche die Sammlung vornehmen. 

Im Jahre 1864 erlangte Johann T. die Bewilligung zur Auf⸗ 
theilung des Hofes und erklärte er ſchriftlich, daß er die auf dem 
Voglergute haftenden Laſten aufrecht erhalten und daß er der Gemeinde 
jeden allfälligen, aus ſeiner Gutstheilung erwachſenden Schaden vergüten 
werde. Dieſer Revers wurde mit dem Verkaufsvertrage im Verfachbuche 
gerichtlich eingetragen. 

Die Gemeindevorſtehung W. beauftragte am 10. Februar 1875 
den Johann T. unter Hinweiſung auf den von ihm ausgeſtellten Re⸗ 
vers und auf die bisherige Gepflogenheit, die Sammlungen in der Kirche 
für das Jahr 1875—1876 als hiezu verpflichtet vorzunehmen oder 
einen Sammler zu ſtellen. Als T. dieſem Auftrage nicht nachkam, er⸗ 
öffnete die Gemeindevorſtehung am 2. März 1875 demſelben, das ſie 
für ihn nach den 88 48, 54 und 55 der Gem. O. für Tirol einen 
Sammler aufgeſtellt und daß er die betreffenden Koſten pr. 18 fl. 
einzuzahlen habe. 

Als nun Johann auch dieſer Weiſung nicht nachkam, erließ 
die Bezirkshauptmannſchaft unterm 2. April 1875 über Einſchreiten 
der Gemeinde den Auftrag an denſelben, daß er den Betrag von 18 fl. 
auf Grund der rechtskräftigen Gemeindedecrete binnen 8 Tagen an die 
Gemeindevorſtehung einzuzahlen habe; widrigen Falles werde die exe⸗ 
cutive Einhebung ſofort erfolgen. 

Johann T. recurrirte an die Statthalterei, welche in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit der einvernommenen Finanzprocuratur unterm 19. No⸗ 
vember 1875 folgendermaßen entſchied: „Ob nach Inhalt des Kirchen⸗ 
buches die Hofbeſitzer zur Kirchenſammlung durch beſtimmte Verpflich⸗ 
tungen verbunden ſeien, laſſe ſich nicht entnehmen, weil das Kirchen⸗ 
buch nicht vorliegt. Es ſei anzunehmen, daß dieſe Verpflichtung auf 
altem Herkommen und in dem allgemeinen Grunde der Zugehörigkeit 
der Hofbeſitzer zur kirchlichen Gemeinde in W. beruhe. Deßhalb und 
weil ein beſonderer Rechtstitel zur gegenſtändlichen Verpflichtung nicht 
nachgewieſen erſcheint, habe über dieſe Streitigkeit nach 8 55 des Ge⸗ 
ſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, ausſchließlich die poli⸗ 
tiſche Behörde zu entſcheiden. Nachdem in vorliegender, den Wirkungs⸗ 
kreis der Gemeinde nicht berührender Sache die Gemeinde als Inſtanz 
entſchieden hat, jo müſſe die Verfügung der Bezirkshauptmannſchaft auf- 
gehoben und ferner erkannt werden, daß der Auftrag der Gemeinde 
vom 10. Februar 1875 außer Kraft zu treten und keine Wirkſamkeit 
zu äußern hat“. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 29. Jänner 1876, 
3. 55 dem Recurſe der Gemeinde- und Kirchenvorſtehung von W. gegen 
die Statthalterei⸗Entſche idung keine Folge gegeben. M. 


T 


2. 


Betreffend die Behörden⸗Competenz zur Ertheilung der Bewilli⸗ 
gung für den Hauſirhandel in dem Grenzbezirke. 


Nach 8 11 des Hauſirpatentes wird der Hauſirhandel im 
Grenzbezirke nur den Bewohnern desſelben und zwar von der po- 
litiſchen Behörde im Einverſtändniſſe mit der Finanzbezirksbehörde er⸗ 
theilt. Geſtützt auf den $ 5 des obigen Patentes, welcher von einem 
„feſten Wohnſitze“ ſpricht, hielt die Finanzdirection Salzburg an 
der Anſicht feſt, daß als Grenzbewohner im Sinne des § 11 nur 
jene Perſonen angeſehen werden können, welche ihren feſten Wohnſitz 
im Grenzbezirke haben. 

Als ſich nun ein gewiſſer Lazar K. aus Ungarn, der im Be⸗ 
ſitze eines ungariſchen Hauſirpaſſes für das innere Zollgebiet ſtand, 
um die Hauſirbewilligung für den Grenzbezirk bewarb, ſprach ſich die 
Finanzdirection gegen dieſe Bewilligung aus, weil derſelbe zwar in 
Salzburg eine Wohnung gemiethet hatte, ſeine Familie aber in Un⸗ 
garn blieb und K. alſo ſeinen ſeſten Wohnſitz nicht in Salzburg habe. 
K. wurde hierauf vom Magiſtrate Salzburg zurückgewieſen. 

In zweiter Inſtanz aber ertheilte ihm die Landesregierung doch 
die Haufirbewilligung und zwar ohne nochmalige Einvernehmung der 
Finanzbehörde. 

In Folge dieſes Vorganges fanden Auseinanderſetzungen über 
die bezügliche Behördencompetenz zwiſchen der Finanzdirection und der 
Landesregierung ſtatt, wobei die Finanzdirection geltend zu machen 
ſuchte, daß, da Hauſirbewilligungen im Grenzbezirke überhaupt nur 
aus wichtigen Gründen und zwar nach $ 11 des Hauſirpatentes nur 
im Einverſtändniſſe mit der Finanzbehörde ertheilt werden dürfen, die 


Landesregierung vor der Entſcheidung über den Recurs des K. das 
Einvernehmen mit der der Finanzdirection vorgeſetzten höheren Behörde, 
d. i. mit dem k. k. Finanzminiſterium hätte pflegen ſollen; während 
die Landesregierung den Standpunkt vertrat, daß die politiſche Landes⸗ 
ſtelle als zweite Inſtanz in Hauſirangelegenheiten an ein vorläufiges 
Einvernehmen mit der Finanzbehörde nicht gebunden ſei, daher ſie in 
dem vorliegenden Falle die Hauſirbewilligung zu ertheilen fand, weil 
dagegen von der Finanzbehörde keine andere Einwendung gemacht 
worden war, als daß K. kein Grenzbewohner ſei, welche Einwendung 
ſie aber unbegründet erachtet habe. 

Das ob dieſer Meinungsdifferenz befragte Finanzminiſterium hat 
hierüber unterm 7. October 1875, Z. 22.058 an die k. k. Finanz⸗ 
direction in Salzburg die gewünſchte Belehrung hinausgegeben und 
von deren Inhalte das k. k. Miniſterium des Innern verſtändiget, 
welche Behörde unterm 21. October 1875, Z. 15.426 an die k. k. 
Landesregierung folgende Weiſung erließ: 

„In Betreff des Competenzſtreites zwiſchen der k. k. Landes⸗ 
regierung und der k. k. Finanzdirection in Salzburg, aus Anlaß der 
Ertheilung eines Hauſirbefugniſſes für den Grenzbezirk an Lazar K. 
aus Ungarn, welcher Fall den Gegenſtand der dortämtlichen Note 
au die k. k. Finanzdirection vom 24. Juui 1875, Z. 3158 bildete 
und von der letzteren zum Anlaſſe einer Anfrage an das k. k. Finanz⸗ 
miniſterium genommen worden iſt, wird eröffnet, daß das Finanzmini⸗ 
ſterium der gedachten Finanzdirection unterm 7. October 1875, 
3. 22.058 eröffnet hat, und die Entſcheidung der Frage, ob ein im 
Grenzbezirke domicilirender öſterreichiſcher oder ungariſcher Unterthau 
als Grenzbewohner zu betrachten ſei, lediglich in die Competenz der 
politiſchen Verwaltungsbehörden fällt. Was übrigens die weitere Frage 
betrifft, ob die Ertheilung eines Haufirbefugniffes für den Grenzbezirk 
in zweiter Inſtanz ebenſo an das vorherige Einverſtändniß der Finanz⸗ 
behörde gebunden ſei, wie dies rückſichtlich der erſten Inſtanz im 8 11 
des Hauſirpatentes vorgeſchrieben iſt, ſo wird der k. k. Landesregie⸗ 
rung einvernehmlich mit dem k. k. Finanzminiſterium eröffnet, daß 
ein ſolches Einvernehmen mit der Finanzlandesbehörde jedenfalls dann 
am Platze ſein wird, wenn bei der Abweiſung des Bewerbers in der 
erſten Inſtanz gefällsämtliche Ablehnungsmotive maßgebend waren. 

Schließlich wird noch bemerkt, daß das k. k. Finanzminiſterium 
der k. k. Finanzdirection in Salzburg auch erinnert hat, daß die im 
§ 358 der Zoll⸗ und Monopols⸗Ordnung vorgeſehene Zuſtimmung 
der die Angelegenheiten des Zollgefälles leitenden Bezirksbehörde zur 
Ertheilung von Hauſirbefugniſſen in erſter Inſtanz nach der dortlands 
beſtehenden Einrichtung des Zolldienſtes nicht von der k. k. Finanz⸗ 
direction, ſondern von dem betreffenden Finanz⸗, beziehungsweiſe Finanz⸗ 
Ober⸗Inſpector auszugehen hat“. 


Ein in Gemäßheit des § 30 des Geſetzes vom 15. März 1864 
(Nr. u Landesgeſetzblatt für Mähren) vom Gemeindeausſchuſſe 
gegen einen zur Rechnungslegung verpflichteten Gemeindebeamten 
gefälltes Erſatzerkenntniß begründet keinen felbſtſtändigen Rechts⸗ 
titel und befreit die Gemeinde nicht von der Durchführung eines 
förmlichen Rechnungsproceſſes. (§§ 100, 112 a. G. O.) 

Die Gemeinde Knitſchen belangte den A. — ehemaligen Gemeinde⸗ 
vorſteher von Knitſchen — auf Zahlung von 808 fl. 97 kr. ſammt 6 pCt. 
Zinſen vom 14. December 1870 bis zum Zahlungstage ſammt Gerichts⸗ 
koſten und Rechtfertigung der mit dem Beſcheide vom 15. Auguſt 
1871, 3. 19.395 erwirkt en Pfandrechtspränotation für die der Ge⸗ 
meinde Knitſchen zuſtehende Forderung per 924 fl. 25 kr. mit dem 
Reſtbetrage von 808 fl. 97 kr. ſammt Nebengebühren ob dem dem 
A. gehörigen Antheile an der Realität Nr. 71 ſammt Zugehör in Knitſchen. 

Mit dieſem Begehren wurde die klagende Gemeinde vom k. k. ſtädt. 
del. Bezirksgerichte Brünn aus nachſtehenden den Sachverhalt enthaltenden 
Gründen abgewieſen: Die klägeriſche Gemeindevertretung gibt in der Klage 
an, daß es ſich aus den für das J. 1869 und die erſte Hälfte des J. 1870 
von A. als damaligem Gemeindevorſtand gelegten Rechnungen ergeben 
habe, daß hinter ihm noch ſehr bedeutende Erſätze verblieben, die mit dem 
Betrage von 924 fl. 25 kr. ermittelt wurden, daß die Aufforderungen 
des jetzigen Ausſchuſſes der Gemeinde Knitſchen, dieſe Rückerſätze zu recht⸗ 
ſertigen, widrigens gegen ihn das Zahlungserkenntniß erfließen würde, 
fruchtlos waren, weßhalb die Gemeindevertretung den Geklagten mit dem 
Erkenntniſſe ddo. 19. November 1870 für ſchuldig erklärte die ihm zum 
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ſohin im Ganzen mit 924 fl. 25 kr. binnen 14 Tagen bei ſonſtiger 
Execution in die Gemeindecaſſe abzuführen, welches Erkenntniß dem 
Geklagten zugeſtellt wurde und laut Beſtätigung des mähriſchen Landes⸗ 
ausſchuſſes ddo 14. December 1870, 3. 19.748 auch formell in Rechts⸗ 
kraft erwachſen iſt. Geſtützt auf dieſes Erkenntniß bittet die Gemeinde 
Knitſchen um Verurtheilung des Geklagten zur Bezahlung des ſchuldigen 
Betrages ſammt Anhang und Rechtfertigung der erwirkten Pränotation. 
Der Geklagte widerſpricht in der Einrede, daß er aus der Gebahrung mit 
dem Gemeindevermögen im Jahre 1869 und in der erſten Hälfte des 
Jahres 1870 zu irgend welchen Rückerſätzen verpflichtet ſei; daß ſich 
ſolches aus den von ihm gelegten Rechnungen ergeben habe, daß das Er⸗ 
kenntniß der klagenden Gemeinde auf giltige Weiſe zu Stande kam, daß 
dieſelbe zur Erlaſſung desſelben berechtigt war und daß es überhaupt als 
beweiswirkende Urkunde angeſehen werden könne. Die klägeriſche Ge⸗ 
meindevertretung legte nun das betreffende Sitzungsprotokoll zum Be⸗ 
weiſe des giltigen Zuſtandekommens des Erkenntniſſes vor, führte unter 
Vorlegung der Rechnungen des Geklagten die in denſelben vorkommenden 
Mängel an und reſtringirte, nachdem der Geklagte nach Einbringung der 
Klage mehrere beanſtändete Poſten im Betrage von 115 fl. 28 kr. zahlte, 
das Klagebegehren auf 808 fl. 97 kr. In der Duplik proteſtirte der Ge⸗ 
klagte gegen die Vorlegung des Sitzungsprotokolles, der Rechnungen, dann 
gegen die Vorführung der einzelnen Mängel, als unerlaubte Neuerungen, 
wendete ein, daß die Klage auf das Erkenntniß der Gemeindevertretung 
geſtützt wurde, während in der Replik der Erſatz aus einer Menge ein⸗ 
zelner Thatſachen angeſprochen wird, worin eine Veränderung des Klage⸗ 
grundes liege und widerſprach endlich die Anſührungen der Replik unter. 
Erbringung der diesfälligen Erläuterungen, über welche die klagende Ge⸗ 
meinde die Superbemängelung und der Geklagte unter Proteſt, daß der 
vorliegende Rechtsſtreit mit Rückſicht auf die Klage nicht als Rechnungs⸗ 
proceß angeſehen werden könne und auf unerlaubte Neuerungen keine 
Rückſicht zu nehmen ſei, die Gegenerläuterungen erſtattete. Im vorliegenden 
Rechtsſtreite erſcheint vor allem die Frage weſentlich, ob das von der Ge⸗ 
meinde geſchöpfte Urtheil bezüglich des darin enthaltenen Schadenerſatz⸗ 
anſpruches beweiswirkend ſei und ob die Gemeindevertretung überhaupt zur 
Fällung eines derartigen Erkenntniſſes berechtigt ſei. Was nun den erſteren 
Umſtand betrifft, jo geht aus dem erwähnten Erkenntniſſe ſelbſt hervor, daß 
A. deßhalb zum Erſatze der Beträge von 44 fl. 50 kr. und 879 fl. 75 kr. 
verurtheilt wurde, weil er die von ihm abverlangten Quittungen, Aus⸗ 
weile und Aufklärungen während der ihm von der Gemeindevertretung ge⸗ 
gebenen Friſt von einem Monate nicht beigebracht hat. Aus dem Abgang 
der Quittungen, Ausweiſe und Aufklärungen kann jedoch unmöglich mit 
Sicherheit darauf geſchloſſen werden, daß die von A. als bezahlt angege⸗ 
benen Poſten der Gemeinderechnung nicht bezahlt ſeien und kann daraus, 
daß der Geklagte dieſe Behelfe, durch die die beanſtändeten Poſten etwa 
nachgewieſen und deren Richtigkeit erhärtet werden ſollte — nicht vorge⸗ 
legt hat — unmöglich gefolgert werden, daß die Angaben der von A. ge⸗ 
legten Rechnungen unrichtig ſeien. Ein Anerkenntniß des A. bezüglich der 
Richtigkeit des von der Gemeinde an ihn geſtellten Schadenerſatzanſpruches 
liegt nicht vor, wird auch von der klagenden Gemeinde gar nicht behauptet 
und es iſt offenbar, daß daraus, daß A. gegen das Erkenntniß der Ge⸗ 
meinde einen Recurs nicht einbrachte, eine Anerkennung desſelben nicht 
geſchloſſen werden könne. Es iſt demnach unzweifelhaft, daß durch das Er⸗ 
kenntniß bezüglich der Richtigkeit des Erſatzanſpruches an den Geklagten 
ein Beweis nicht erbracht ſei. Es erſcheint jedoch die Gemeindevertretung 
auch gar nicht berechtigt, ein rechtsgiltiges Urtheil auf Schadenerſatz zu 
fällen: es ſteht wohl gemäß § 30 des Gemeindegeſetzes für Mähren vom 
15. März 1864 der Gemeindevertretung zu, die vom Gemeindevorſtand 
gelegte Jahresrechnung zu prüfen und der Erledigung zuzuführen; es ſteht 
derſelben gemäß $ 81 dieſes Geſetzes auch zu, bezüglich der von den Ge⸗ 
meindemitgliedern zu zahlenden Gemeindebeiträge Beſchlüſſe zu faſſen, es 
ſteht ihr jedoch gemäß dieſes Geſetzes nicht zu, executionsfähige Schaden⸗ 
erſatzerkenntniſſe zu fällen. Vermeint ſie aus der Gebahrung des Gemeinde⸗ 
vorſtandes berechtigt zu ſein, von demſelben Erſätze zu begehren, ſo kann 
ſie lediglich nach erfolgter Prüfung der Rechnung und erwirkter Beſtätigung 
der Richtigkeit der in der Rechnungserledigung angeführten Erſatzanſprüche 
auf Grund dieſer beſtätigten Erledigung das Erkenntniß des competenten 
Gerichtes begehren, wenn ſie die Execution durch das Gericht provociren 
will. Aber abgeſehen davon, daß das fragliche Erkenutniß als ſolches nicht 
rechtswirkſam ſein kann, ſtellt ſich dasſelbe auch nicht als eine formell 


Erk 8 richtige Rechnungserledigung dar, da darin die Mängel, die dem Geklagten 
Rückerſatze vorgeſchriebenen Beträge per 44 fl. 50 kr. und 879 fl. 75 kr., zur Laſt gelegt werden, nicht ſpecificirt-ſind und auch aus dem Wortlaute 


desſelben nicht hervorgeht, daß es das Ergebniß eines vorſchriftsmäßig | 


durchgeführten Rechnungsproceſſes ſei, den eine ſolche Erledigung noth⸗ 
wendig vorausſetzt. Es iſt demnach zweifellos, daß der klagenden Gemeinde⸗ 
vertretung auf Grund des bezogenen Erkenntniſſes der begehrte Schaden⸗ 
erſatz nicht zugeſprochen werden könne. Aber auch die ſpecificirte Aufzählung 
der Mängel der Rechnung und der der Gemeinde aus dieſer angeblich zu⸗ 
ſtehenden Anſprüche kann der Klagsſeite zur Durchſetzung ihres angeblichen 
Schadenerſatzanſpruches nicht von Nutzen ſein, da es einerſeits nicht an⸗ 
geht, daß der Klagegrund verändert, die Klage auf eine Urkunde geſtützt 
werde, während im Laufe des Proceſſes an Stelle dieſer Urkunde eine 
Reihe von einzelnen Umſtänden, aus denen die Klagsſeite ihre Anſprüche 
ableitet, aufgeſtellt wird — andererſeits der über die Klage nach den 
Vorſchriften über das mündliche Verfahren eingeleitete Proceß in ſeinem 
weiteren Verlaufe in einen Rechnungsproceß umgewandelt würde, für 
welchen eigene Normen und ein eigenes Verfahren gelten. Aber auch ab- 
geſehen von dieſen formellen Umſtänden, in Folge welcher allein ſchon die 
Klagsſeite ſachfällig werden müßte, könnte dem Begehren derſelben 
auch ſchon deßhalb keine Folge gegeben werden, weil das Gericht nicht in 
der Lage wäre, über die Richtigkeit und Zuläſſigkeit der von A. in 
der Rechnung angeführten Ausgaben und von der Klagsſeite angeführten 
Mängel urtheilen zu können, und zuerſt vom adminiſtrativen Standpunkte 
ſichergeſtellt ſein müßte, ob die Mängel richtig ſeien, denn es kann 
den Angaben der Gemeindevertretung, die im Proceſſe nur als Partei 
erſcheint, als ſolcher nicht voller Glaube zum Nachtheile der anderen 
Proceßpartei beigemeſſen werden und liegt ihr ob, die Richtigkeit der 
gemachten Anſprüche, deren Beurtheilung als theilweiſe in adminiſtra⸗ 
tiven Vorſchriften wurzelnd, dem Richter nicht allein zuſteht — nach⸗ 
zuweiſen, um dieſem das nöthige Subſtrat zur Urtheilsfällung zu geben. 
In dieſer Richtung würde demnach die Beſtätigung der Richtigkeit der 
auf der Prüſung der beanſtändeten Rechnungen beruhenden Rechnungs⸗ 
erledigung, welche Prüfung die Durchführung eines Rechnungsprbreffes 
in ſich ſchließt, von Seite des Landesausſchuſſes erforderlich erſcheinen, 
welche jedoch von Seite der Gemeindevertretung nicht angeſtrebt wurde. 

Auf Appellation der klagenden Gemeinde änderte das k. k. Ober⸗ 
landesgericht das erſtrichterliche Erkenntniß ab, verurtheilte den Geklagten 
unbedingt zur Zahlung des reſtringirten Betrages von 808 fl. 97 kr. 
ſammt Zinſen und erklärte die Pränotation für gerechtfertigt aus nach⸗ 
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im gehörigen Wege die Berufung einzubringen. Die von der Klagsſeite in 
der Replik und in der Verhandlung geſtellten Mängel und vom Geklagten 
verſuchten Erläuterungen ſind daher gegenwärtig bereits irrelevant und es 
mußte lediglich auf Grund des rechtskräftig gewordenen Erſatzerkenntniſſes 
der Geklagte dem Klags⸗ reſp. dem Replikbegehren gemäß zur Zahlung 
des auf die Summe von 808 fl. 97 kr reſtringirten Betrages ſammt 
Anhang verurtheilt ... und die Pränotation für gerechtfertigt erklärt 
werden 

Auf Reviſionsbegehren des Geklagten hat jedoch der k. k. oberſte 
Gerichtshof unter Abänderung des obergerichtlichen Erkenntniſſes das erſt⸗ 
richterliche Urtheil aus nachſtehenden Gründen aufrecht erhalten: Die 
Klage der Gemeinde Knitſchen wird auf die Behauptung geſtützt, es habe 
ſich aus den von dem Geklagten als Gemeindevorſteher von Knitſchen dem 
Gemeindeausſchuſſe gelegten Rechnungen für das Jahr 1869 und die erſte 
Hälſte des Jahres 1870 ergeben, daß hinter ihm noch ſehr bedeutende, aus 
ſeiner früheren Amtsführung herrührende Erſätze verblieben ſind, weßhalb er 
vom Gemeindeausſchuſſe wiederholt aufgefordert wurde, ſich über die betref⸗ 
fenden Rückſtände ſtandhaft zu rechtſertigen oder dieſelben in die Gemeindecaſſe 
abzuführen, und da er dies nicht gethau, habe der Gemeindeausſchuß den 
einſtimmigen Beſchluß gefaßt, ihn nochmals aufzufordern, die betreffenden, 
im Ganzen mit 924 fl. 25 kr. ermittelten und ihm bekanntgegebenen Rück⸗ 
erſätze binnen 14 Tagen um ſo gewiſſer an die Gemeindecaſſe abzuführen, 
oder binnen derſelben Zeit ſeine Rechtfertigung anzubringen, widrigens 
gegen ihn das Zahlungserkenntniß gefällt werden würde, und da auch 
dieſe Aufforderung ohne Erfolg blieb, ſei das Erſatzerkeuntniß geſchöpft 
worden, auf Grund deſſen das Zahlungsbegehren geſtellt wird. Wohl hat 
die Gemeinde in der Replik die von dem Geklagten gelegten Rechnungen 
und deren Bemängelung beigebracht; allein ſie hat keineswegs dieſe Rech⸗ 
nungen ordnungsmäßig bemängelt und ihr Begehren auf Auerkennung der 
erhobenen Mängel gerichtet, was auch nach den Proceßvorſchriften in 
dieſer Form nicht hätte geſchehen können, ſondern dabei bekannt, daß das 
vom Gemeindeausſchuſſe gefällte Erſatzerkenntniß allein zur Verurtheilung 
des Geklagten hinreicht, und insbeſondere ſowohl in der Appellationsbe⸗ 
ſchwerde als in der Reviſionseinrede ausdrücklich erklärt, daß ſie nie ge⸗ 
willt war, einen Rechnungsproceß abzuführen und den Klagstitel zu 
ändern. Es iſt die Aufgabe des Richters, das zwiſchen den Parteien ſtrei⸗ 
tige Recht zu beſtimmen, deßwegen beſtimmen die Proceßgeſetze, daß der 


ſtehenden Gründen: Die klagende Gemeinde gründet ihr Klagsrecht gegen Kläger in der Klage das Factum, woraus er ein Recht ableiten zu können 
den Geklagten als geweſenen Gemeindevorſteher auf das von ihr unterm glaubt, vollſtändig mit allen Umſtänden, welche zur Bewährung ſeines 
19. November 1870 geſchöpfte und vom mähriſchen Landesausſchuſſe be- Rechtes dienlich fein können, nach der Zeitordnung anzubringen hat, daß 
ſtätigte Erſatzerkenntniß, wonach dem Geklagten zum Erſatze aus den von der Gegenſtand des Streites von beiden Seiten umſtändlich erörtert und 


ihm für die Jahre 1869 und 1870 gelegten Rechnungen über das verwal⸗ | 
tete Gemeindevermögen der Betrag von 924 fl. 25 kr. vorgeſchrieben 
wurde, zumal er über die geſtellten und ihm eingehändigten Rechnungs⸗ 
mängel keine Erläuterungen erſtattet hat. Nachdem zufolge des in Wirk⸗ 
ſamkeit beſtehenden Gemeindegeſetzes vom Jahre 1864 die Gemeinden im 
ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe ihr Vermögen zu verwalten berufen find, 
daher auch die von ihren beſtellten Organen gelegten Rechnungen zu prüfen, 
ſomit auch zu bemängeln und, wenn die letzteren nicht erläutert werden, 
den Erſatz auszusprechen befugt find, fo erſcheint ein ſolches Erkenntniß als 
eine vollen Glauben verdienende Urkunde im Sinne des § 112 der a. G. O. 
Der Geklagte hat zugegeben, daß er in jenen Jahren Gemeindevorſteher 
war, daß er dem Gemeindevorſteher, das iſt dem im Amte nachgefolgten 
Vorſteher und dem Ausſchuſſe die Rechnungen für dieſe Jahre gelegt habe; 
daß er ferner die vom Gemeindeausſchuſſe ihm zugekommenen Rechnungs⸗ 
mängel unbeachtet ließ und weder beantwortete noch erläuterte, obwohl ſie 
ihm mit der Aufforderung zugeſtellt wurden, daß er binnen 14 Tagen die 
geſtellten Mängel um ſo gewiſſer zu erläutern habe, als ſonſt das Erſatz⸗ 
erkenntniß wider ihn gefällt werden würde; er hat endlich zugeſtanden, daß 
er gegen dieſes Erkenntniß keine Berufung an den Landesausſchuß einge⸗ 
bracht habe. Geklagter hat lediglich in der Einrede widerſprochen, daß die 
Gemeinde zur Fällung dieſes Erkenntniſſes competent war, daß dieſes 
Erkenntniß formell geſchöpft erſcheine, daher er die Ziffer des ihm zur 
Zahlung vorgeſchriebenen Erſatzes nicht anerkenue. In Erwägung jedoch, 
daß der Geklagte gegen die Echtheit des im Original vorliegenden Erſatz⸗ 
erkenntniſſes keine Einwendung erhoben hat, und ebenſowenig die Zahlung 
auf dasſelbe leiſtete; in Erwägung, daß abgeſehen davon, daß die klagende 
Gemeinde replicaudo das bezügliche Sitzungsprotokoll und die geſtellten 
Mängel vorlegte, der mähriſche Landesausſchuß dieſes Erkenntniß als 
rechtskräftig bezeichnete, muß der Inhalt dieſes Erkenntniſſes um ſo mehr 
als unaufechtbar angeſehen werden, als der Geklagte es verſäumte, dagegen 
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von jedem Theile die erforderlichen Beweiſe beigebracht werden, um den 
Richter in den Stand zu ſetzen, durch Subſumtion der erwieſenen That⸗ 
ſachen unter das Geſetz das ſtreitige Recht beſtimmen zu können. Soweit 
es ſich um einen Erſatz aus einer geführten Vermögensverwaltung handelt, 
muß dem Richter die vollſtäudige Einſicht in dieſelbe geliefert und er im 
Wege des für ſolche ſpeciell vorgeſchriebenen Rechnungsproceſſes in die 
Lage geſetzt werden, was Rechteus iſt, zu erkenneu. So wenig den Rech⸗ 
nungserledigungen der Gemeindeausſchüſſe durch irgend ein Geſetz die 
Executionskraft eingeräumt iſt, eben ſo wenig beſteht ein Geſetz, das den 
Richter verpflichtet, den Rechnungsleger einzig und allein deßwegen in 
einen Erſatz zu verfällen, weil der Gemeindeausſchuß eine derlei Erſatz⸗ 
verbindlichkeit des Rechnungslegers ausgeſprochen hat. Es mußte daher 
das Klagsbegehren, das lediglich auf das von dem Gemeindeausſchuſſe 
geſchöpfte Erſatzerkenntniß gegründet wird, um fo mehr abgewieſen werden, 
als aus dieſem Erkenntniſſe ſelbſt hervorgeht, daß der Geklagte bloß deß⸗ 
wegen zum Erſatze verfällt wurde, weil er die ihm abgeforderten Quittun⸗ 
gen, Ausweiſe und Aufklärungen nicht gegeben hat, als ferner mit den dem 
Geklagten geſtellten Mängeln nur der Rigor verbunden wurde, daß, wenn 
er weder die abgeforderten Quittungen, Ausweiſe und Aufklärungen vor⸗ 
legen, noch auch den Erſatz in die Gemeindecaſſe leiſten ſollte, gegen ihn 
im Rechtswege vorgegangen werden würde. Ger. Ztg. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben den Handelsagenten Friedrich Bechtolsheim in 
St. Louis zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 
Seine Majeſtät haben dem k. k. Hofrathe und Director am Hofburg⸗ 


theater Dr. Franz v. Dingelſtedt den Freiherrnſtand verliehen. 


Erledigungen. 
Hütten verwaltersſtelle in Brixlegg in der neunten Rangsclaſſe, Activitäts⸗ 
zulage pr. 100 fl. und Naturalwohnung gegen Caution, bis 10. März. (Amtsbl. Nr. 37.) 


A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


